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Kläger und Revisionskläger,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

1 . den Makler Hermann 
Sppj^P Straße 10, r

Beklagten zu 1) und Revisions­
beklagten zu 1)

- Prozeßbevollmächtigte 
II. Instanz:

und

2 . den Makler Johannes T®weg 9, MfPHB, f

Beklagten zu 2) und Revisions­
beklagten zu 2),

Prozeßbevollmächtigte 
II. Instanz:

Recht sanwälte Dr. und



2 j ■>

Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
durch den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Nüßgens und 
die Richter Dr. G. Krohn, Dr. Tidow, Boujong 
und Dr. Scholz-Hoppe 
am 18. November 1982
gemäß § 554 b Abs. 1 ZPO in der Auslegung durch das 
Bundesverfassungsgericht (Beschluß vom 11. Juni 1980 
- 1 PBvU 1/79 - NJW 1981, 39)

beschlossen:

Die Revision der Kläger gegen das Urteil des 
28. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Hamm 
vom 26. November 1981 - 28 U 128/81 - wird 
nicht angenommen.

Die Kläger tragen die Kosten des Revisions­
verfahrens (§ 97 Abs. 1 ZPO).

G r ü n d e

1. Der Sache kommt eine über den Einzelfall hinausge­
hende Bedeutung nicht zu. Die hier wesentliche Abgren­
zung von Makler- und Anwaltstätigkeiten hat der Senat 
bereits erörtert (Urteil v. 5. April 1976 - III ZR 79/74 = 
WM 1976, 1135 m.w.Nachw.). Der Sachverhalt erfordert es 
nicht, diese Rechtsprechung weiter zu entwickeln.

2. Die Revision verspricht zumindest im Ergebnis kei­
nen Erfolg.
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a) Das Berufungsgericht unterstellt eine auftrags­
gemäße anwaltliche Tätigkeit der Kläger, verneint aber 
gleichwohl Ansprüche auf das geltend gemachte Anwalts­
honorar sowohl nach der getroffenen Vergütungsabrede 
als auch nach der Bundesrechtsanwaltsgebührenordnung 
ohne Rechtsfehler.

Die Honorarvereinbarung hatte ein Erfolgshonorar 
zum Gegenstand. Das Berufungsgericht hat sie rechtsbe­
denkenfrei aus diesem Grunde als rechtsunwirksam angese­
hen.

Die Nichtigkeit einer Vergütungsabrede schließt 
zwar gesetzliche Ansprüche nach der Bundesrechtsanwalts- 
gebührenordnung nicht aus (Senatsurteil aaO S. 1137).
Das Berufungsgericht hat aber auch unter diesem rechtli­
chen Gesichtspunkt Honoraransprüche der Kläger ohne 
Rechtsfehler verneint, weil die Kläger in den Beklagten 
die Vorstellung erweckt hatten, sie schuldeten eine Ver­
gütung nur im Erfolgsfall. Die Kläger verstoßen gegen 
den Grundsatz von Treu und Glauben, wenn sie jetzt, nach­
dem ihre Bemühungen erfolglos geblieben sind, trotzdem 
eine Vergütung verlangen.

Allerdings meint die Revision, die Beklagten hätten 
den Eintritt eines Erfolges der Tätigkeit der Kläger ver­
eitelt. Sie berücksichtigt dabei aber nicht, daß das 
Landgericht bereits dazu ausgeführt hat, insoweit fehle 
jeder substantiierte Vortrag der Kläger.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


b) Eine von den Klägern in der BerufungsVerhand­
lung behauptete Abrede dahin, die gesetzlichen Gebüh­
ren hätten ihnen zusätzlich zu dem vereinbarten Hono­
rar gezahlt werden sollen, hat das Berufungsgericht 
rechtsbedenkenfrei als nicht ausreichend nachgewiesen 
angesehen.

Nüßgens Krohn Tidow

Boujong Scholz-Hoppe
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